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Analyse zur Ersatzwahl für die zurücktretende Baselbieter Regierungsrätin Monica Gschwind.

Der Ernstfall vor dem Ernstfall
Dieser Ruck geht durch die
Grundfesten der Baselbieter
Parteipolitik. Er ist allerdings
keine Katastrophe, eher eine
Erlösung:Mit demRücktritt
vonMonicaGschwind setzen
sich politische Kräfte in Bewe-
gung, die sich seit nunmehr
zwei Jahren in Lauerstellung
befanden. Nicht einmal, weil
man sich denRücktritt
Gschwinds dringend herbei-
gewünscht hätte – ausser in
Kreisen der Baselbieter SP und
zugewandtenOrten, die den
Slogan #ohnimoni schon auf
Strassen sprayten –, sondern
weil derzeit fast alle Parteien
auf Angriff gepolt sind.

Der Ruck ist umso intensiver,
weil die Ersatzwahl bereits auf
den 26.Oktober angesetzt ist.
Die Baselbieter Regierung hat
nunmit der frühestmöglichen
Terminsetzung klug gehandelt.
Nicht nurwird eine Vakanz in
der Regierung per Ende Jahr
vermieden, vor allemwird den
Parteien fast keine Zeit zum
Taktieren gelassen. Und das ist
nötig. Denn trotz geladener
Angriffslust warten derzeit alle
Parteien darauf, dass die
jeweils andere den ersten Zug
macht, sprich: konkrete Kandi-
dierende präsentiert.

Denn obwohl ausreichend
lange gemunkelt wordenwar,
wer von den drei Amtsältesten
in der Regierung zurücktritt,
scheint kaumeine Partei
gerade die perfekte Kandidatur
bereit zu halten. Auch hier gilt
am ehesten die SP als Ausnah-
me, deren PräsidentNils
Jocher bereits dieNamen
MiriamLocher, RomanBrun-
ner und JanKirchmayr in den
Ring geworfen hat – allerdings
ohne sich grundsätzlich darauf
festlegen zu lassen, ob die SP
überhaupt zur Ersatzwahl

antretenwill.Wobei es auch
hier die grössereÜberraschung
wäre, wenn die Sozialdemokra-
ten verzichtenwürden, denn es
handelt sich bei allen drei
Genannten umausgezeichnete
Bildungspolitiker. Zudemwar
die Bildungs-, Kultur- und
Sportdirektion (BKSD) vor
MonicaGschwind fest in der
Hand von SP-Politikern.

MehrMühemit valablen
Namen dürften ausgerechnet
FDP und SVP haben, welche
denRegierungssitz unbedingt
in bürgerlicherHand behalten
wollen. Zwar haben beide
Parteien profilierte Politikerin-

nen und Politiker in ihren
Reihen, jedoch befinden sich
viele entweder noch imAuf-
bau, wie zumBeispiel das
FDP-NachwuchstalentNadine
Jermann aus Buus, oder sie
haben sich in der Bildungspoli-
tik noch keinen allzu grossen
Namen gemacht, ummit den
SP-Veteranen gleichzuziehen.
Natürlichwird in erster Linie
eine Regierungsrätin oder ein
Regierungsrat gewählt. Doch
die Themen der frei werden-
denDirektion dominieren die
jeweilige Ersatzwahl.

Damit wird dieWahl der
Nachfolge vonMonica

Gschwind zumErnstfall vor
demErnstfall an denGesamt-
erneuerungswahlen 2027. Die
Parteipräsidenten, die so
entschlossen sindwie schon
lange nichtmehr,müssen jetzt
in aller Eile Personalentschei-
de herbeiführen, die imFall
von FDP und SVP nicht nur
einenmöglichen Sitzerhalt der
Bürgerlichen sicherstellen
sollen, sondern auch kein
Personal imVorfeld derGe-
samterneuerungswahlen
verheizen.

Insofern ist das Vorgehen der
Bürgerlichen schlau. Indem
bislang offeneKonflikte ver-

miedenwurden und allfällige
Sitzansprüche zwar respek-
tiert, aber auch offen zur
Debatte gestellt werden, lässt
sich eine flächendeckende
Rekrutierung in den eigenen
Reihen vorantreiben. Das ist
vor allem für die SVP entschei-
dend: Die Partei formulierte
im vergangenen Jahrmehrmals
mit Nachdruck, dass sie wieder
in die Regierung einziehen
will. Jetztmuss sie aber auch
überparteilichwählbare Kandi-
dierende vomFormat eines
Regierungsmitglieds präsen-
tieren. Präsident Peter Riebli
versprach, dass es welche gibt,
nunmuss erNamen liefern.

Nicht zuletzt sorgt dieGLPmit
ihrer Absichtserklärung für
einen pointierten Beitrag.
Denn auch in der politischen
Mitte wird dieWahl zum
Richtungsentscheid: So liess
Co-Präsident Thomas Tribel-
horn durchblicken, dass imFall
einesWiederauflebens der bür-
gerlichen Zusammenarbeit
zwischen FDP, SVP undMitte
die Zusammenarbeitmit der
Partei vonRegierungsrat
Anton Lauber (Mitte) auf dem
Prüfstand stehe. Vor dem
Hintergrund derGesamt-
erneuerungswahlen und der
zentralen Frage, ob Lauber und
Isaac Reber (Grüne) nochmals
antretenwerden, hat dieser
Sprint tatsächlich das Poten-
zial, zum erlösendenGewitter
einer aufgeladenen Parteien-
landschaft zuwerden.

Andreas Schwald
andreas.schwald@chmedia.ch

Eichen und Linden ohne Bewilligung gefällt
EineGrundeigentümerin inOberwilmuss eine Busse bezahlen: Vier Bäume hätten nicht entfernt werden dürfen.

Patrick Rudin

«Die Bäume sind gestresst,
denengeht esnicht gut. Sie stel-
len eine Gefahr dar. Und wenn
ich mich für die Sicherheit ein-
setze, werde ich von der Ge-
meinde behindert», sagte die
Grundeigentümerin am Diens-
tag im Strafjustizzentrum in
Muttenz sichtlich aufgeregt.

DerFraugehörteineParzelle
inOberwil, auf der sich ein «bo-
tanisches Objekt» befindet: Es
gehtummehreregeschütztealte
Bäume, hauptsächlich Eichen.
IhreFamiliehabedamalsdie In-
formationendazugeliefert,dass
esschützenswerteObjektegebe,
und 50 Jahre später führe dies
dazu, dass sie nichts mehr ma-
chendürfe, so die Frau.

DerStreit eskalierte imMärz
2023: Die Frau liess drei Eichen
und zwei Linden ohne Zustim-
mung der Gemeinde fällen, der
Gemeinderat verhängte darauf-
hin eine Busse von 5000 Fran-

ken.Die Frau zogdieVerfügung
weiter, so landete der Fall diese
Woche vor demEinzelrichter.

DieFraubetonte,Auslöser sei
einHagelsturmein Jahrzuvorge-
wesen, ganze Äste seien damals

auf ihreLiegenschaft gedonnert.
AuchderVertreterderGebäude-
versicherunghabe ihrzurFällung
geraten, meinte aber, er dürfe
sich nicht schriftlich äussern.

Anders hingegen lautete
eine ältere offizielle Einschät-
zungeinerBotanikerin,wonach
es den Bäumen dort gut gehe.
«InderZwischenzeitwaresdrei
Jahre lang trocken und heiss»,
betonte die Grundeigentüme-
rin.DiesedreiTrockenperioden
hätten massive Auswirkungen
auf die Bäume gehabt.

EinzelrichterAimoZähndler
betonte, strafrechtlich sei einzig
relevant,obdieFraueinenunbe-
schädigtenBaumgefällthat.Das
erwähnteGutachtenhattezuvor
die Bäume als teilweise beein-
trächtigt eingestuft, indes nicht
ineinemAusmass,derdasFällen
gerechtfertigt hätte. Anderer-
seits habe ein Fachmann imAu-
gust 2022 schriftlich bestätigt,
dasseinederEichenwohlgefällt
werden müsse. Im Zweifel kam

Zähndler deshalb in diesem
Punkt zu einem Freispruch. Bei
allen anderen Bäumen habe die
Frau mit der Fällung den Bäu-
menden«Maximalschaden»zu-
gefügt, und deshalb sei die
BussenverfügungderGemeinde
grundsätzlich zubestätigen.

Unterhaltsvereinbarung
stammtvon1989
Zähndler räumte ein, dass die
Situation schwierig sei. «Deröf-
fentlich-rechtliche Vertrag auf-
erlegt Ihnen viel. Das ist aber
auch bei Waldbesitzern so, die
ihn etwa zugänglich halten und
gleichzeitig dafür sorgen müs-
sen, dass dabei niemand zu
Schaden kommt». Auch Denk-
malschutzbestimmungensähen
viele finanzielle Pflichten für
Grundeigentümer vor. «Das ist
halt bei gewissen Formen von
Grundeigentum so, und Ihr
Rechtsvorgängerhatdasmitder
Gemeinde sovereinbart.»Dass
die Grundeigentümerin auch

den Schutz ihres Hauses wahr-
nehmen können muss, habe er
bei der Strafzumessungberück-
sichtigt, betonteZähndler.Aller-
dings habe die Frau bereits frü-
her eineBussevon500Franken
wegen eines gefällten Baumes
erhalten,daherkönnemannicht
mehr von einem leichten Ver-
schulden sprechen.Er reduzier-
tedieBussevon5000auf 2000
Franken. Hinzu kommen Kos-
ten von 800Franken.

Nach dem Urteil liess die
Frau ein eingetopftes Pflänz-
chenauf ihremTisch stehenund
betonte, dieses gehörenundem
Gericht. «Was sollen wir damit
tun?», murmelte der Gerichts-
präsident. «Sie dürfen es jetzt
40 Jahr langhüten», antwortete
die Frau.

DasUrteil kann sie noch ans
Kantonsgerichtweiterziehen.Da
es allerdings lediglich umÜber-
tretungen geht, ist die Überprü-
fungsbefugnis der zweiten Ins-
tanz stark eingeschränkt.

Eintritt ins Gymi
nur bis 19 möglich
Schule Nach elf Jahren obliga-
torischer Schulzeit steht für
Schülerinnen und Schüler die
grosse Entscheidung an. Eine
Lehre absolvieren oder weiter-
hin in die Schule gehen? Wer
sich gegen den Einstieg ins Be-
rufslebenentscheidet, tritt inein
Gymnasium, sprich in eineMa-
turitäts- oder Fachmittelschule
ein. Im häufigsten Fall sind die
JugendlichenzudieserZeit zwi-
schen 15 und 16 Jahre alt.

Das muss aber nicht zwin-
gend so sein. Wer die Einfüh-
rungsklassebesuchte, eineKlas-
se wiederholte, von einem Se-
kundarschulniveau ins andere
wechselte oder ein Austausch-
jahr absolvierte, kann beim
Gymnasiumeintritt auchüber 16
Jahre alt sein.

BishergabeskeineAltersbe-
schränkung für den Eintritt ins
Gymnasium. Das soll sich ab
demSchuljahr 2025/26ändern.
Der Regierungsrat beschliesst,
dassder reguläreEintritt in eine
erste Klasse des Gymnasiums
grundsätzlich nur noch bis zum
vollendeten 19. Lebensjahr
möglich ist. «Ab dem vollende-
ten 19. Altersjahr kann in be-
gründeten Fällen der Eintritt
aufgrund einer Einzelfallprü-
fung gewährt werden», steht in
derMedienmitteilung.

Für ältereLernendebestün-
den bereits alterative Möglich-
keiten, um später an eine Fach-
hochschule oder universitäre
Hochschule zu gelangen. So
etwa die Berufsmaturität und
Passerelle oderMaturitätsschu-
len für Erwachsene. Deshalb
wird die Verordnung über das
Gymnasiumnunangepasst. (db)

Nachrichten
DieHerdplatte ist
derBrandherd

Pratteln AmMontag, kurznach
15.30 Uhr, kam es in einem
Mehrfamilienhaus an derWyh-
lenstrasse zu einem Brand.
Grund für das Feuer war eine
Herdplatte, teilt die Baselbieter
Polizei mit. Die 76-jährige Be-
wohnerin konnte aus der Woh-
nunggeborgenwerden. Siewur-
demitVerdacht auf eineRauch-
gasvergiftung ins Spital
geflogen. (bz)

Nachtsperrungder
A2Hagnau-Augst

Autobahn Die Zu- und Weg-
fahrten imBereichderRaststät-
te Pratteln werden instandge-
setzt. FürdenBelagseinbausind
Nachtsperrungennötig,wiedas
Bundesamt fürStrassenmitteilt.
Diese betreffendieNächte vom
23. aufden24. sowievom25. auf
den 26. Juni, jeweils von 20 bis
5 Uhr. Die Folgetage dienen als
Reservetermine. (bz)

Schadenfälle liegen im
langjährigenMittel

Geschäftsbericht Die Basel-
landschaftliche Gebäudeversi-
cherung blickt positiv auf das
Geschäftsjahr 2024 zurück.
Trotz vereinzelter Unwetterer-
eignisse ist das Schadenjahr im
langjährigen Durchschnitt ge-
blieben, teilt siemit.Der Jahres-
gewinn beträgt 58,7 Millionen
Franken. (bz)

«Undwenn ich
mich fürdie
Sicherheit
einsetze,
werde ichvon
derGemeinde
behindert.»

Grundeigentümerin
Vor demStrafgericht

Der Rücktritt von FDP-Bildungsdirektorin Monica Gschwind setzt die Bürgerlichen unter Druck. Bild: ken


